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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Juli 1969 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 

und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsident Dr, h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 342. 
Sitzung am 10. Juli 1969 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 26. Juni 1969 verabschiedeten 

Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der 
Umgebung von Flughäfen 

— Drucksachen V/355, V/4427, V/4428 — • 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr, Weichmann 


Bonn, den 10. Juli 1969 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 30. Juni 1969 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Weichmann 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
-Postfach 821, Goetheslraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
in der Umgebung von Flughäfen 


1. Zu § 4 Abs. 1 I 

In § 4 Abs. 1 Satz 1 sind nach hem Wort „Rechts- j 
Verordnung“ die Worte „mit Zustimmung des 
Bundesrates“ einzufügen. j 

Begründung 

Um Zweifel über die Zustimmungsbedürftigkeil 
und damit über die Wirksamkeit der zu erlassen- 
den Rechtsverordnungen auszuschließen, sollte 
wie in den §§ 7 und 9 Abs. 3 Satz 4 ausdrücklich | 
bestimmt werden, daß auch die Rechtsverord- 
nungen nach § 4 der Zustimmung des Bundesrats 
bedürfen, 

2. Zu § 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 2 

a) In § 8 Abs. 1 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

„Bei der Festsetzung zur Entschädigung für 
nach dem 1. Januar 1961 erworbene Grund- 
stücke ist zu berücksichtigen, ob der Erwerber 
beim Erwerb des Grundstückes wußte oder 
hätte wissen müssen, daß die Nutzung des 
Grundstückes wegen seiner Lage zum Flug- 
hafen beeinträchtigt ist.“ 

b) In § 8 Abs. 1 ist Satz 4 zu streichen. 

c) In § 9 Abs. 2 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Bei der Erstattung von Aufwendungen für 
bauliche Schallschutzmaßnahmen für Grund- 
stücke, die nach dem 1. Januar 1961 erworben 
worden sind, ist zu berücksichtigen, ob der 
Erwerber beim Erwerb des Grundstückes 
wußte oder hätte wissen müssen, daß die 
Nutzung des Grundstückes wegen seiner 
Lage zum Flughafen beeinträchtigt ist." 

Begründung zua) bis c) 

Die Neufassung trägt verfassungsrechtlichen 
Bedenken Rechnung. Jedoch sollte sowohl die 
Entschädigung nach § 8 wie auch die Erstattung 
der Aufwendungen nach § 9^in einem angemes- 
senen Rahmen vorgenommen werden. Bei der 
Feststellung eines angemessenen Rahmens muß 
der Zeitpunkt des Grunderwerbs und die Kennt- 
nis des Erwerbers über die flughafennahe Lage 
und damit die wertmindernden Faktoren in aus- 
reichender Weise berücksichtigt werden. 

3. Zu § 9 Abs. 1 

In § 9 Abs. 1 ist Satz 1 eingangs wie folgt zu 
fassen: 


„Dem Eigentümer eines in der Schutzzone 1 ge- 
legenen Grundstücks, auf dem bei Festsetzung 
des Lärmschutzbereichs Einrichtungen nach § 5 
Abs. 1 Satz 1 oder Wohnungen errichtet sind 
oder auf dem die Errichtung von baulichen An- 
lagen nach § 5 Abs. 5 zulässig ist, werden auf 
Antrag ..." 

Begründung 

§ 9 Abs. 1 Satz 1 muß anders gefaßt werden, um 
verständlich zu sein. 

4. Zu § 9 Abs. 3 

In § 9 Abs. 3 ist Satz 4 zu streichen. 
Begründung 

Die in § 9 Abs. 3 Satz 4 enthaltene Ermächtigung 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung ermangelt 
jeglicher Konkretisierung. Sie erweckt zudem 
den Eindruck, daß durch die zu erlassende 
Rechtsverordnung eine ungerechtfertigte Limi- 
tierung der Erstattungen erfolgen soll. Durch üie 
Streichung soll erreicht werden, daß in den in 
Betracht kommenden Fällen die Aufwendungen 
für bauliche Schallschutzmaßnahmen im Rahmen 
des § 7 voll erstattet werden (Absatz 3 Satz 1). 

5. Zu § 14 Nr. 5 (§ 32 a) 

a) In § 32 a des Luftverkehrsgesetzes ist das 
Wort „Sachverständigenkommission" jeweils 
durch das Wort „Kommission" zu ersetzen, 

b) in § 32 a des Luftverkehrsgesetzes ist Ab- 
satz 3 zu streichen. 

Begründung 

Die Genehmigungsbehörde entscheidet über 
Maßnahmen zum Schutz vor Fluglärm in der 
Regel nach Anhörung der Betroffenen und auf- 
grund von Empfehlungen von Sachverständigen. 
Als sachverständige Stellen kommen vor allem 
die Bundesanstalt für Flugsicherung und die 
Amtsärzte in Betracht. Die sogenannte Sachver- 
ständigenkommission nach § 32 a LuftVG setzt 
sich teils aus echten Sachverständigen (Vertreter 
der für das Gesundheitswesen zuständigen ört- 
lichen Stellen), teils aber auch aus Interessen- 
vertretern (Vertreter der vom Fluglärm betroffe- 
nen Gemeinden, Vertreter der Luftfahrzeug- 
halter, Vertreter des Flugplatzhalters) zusam- 
men. Die Bezeichnung der Kommission ist des- 
halb sachlich unzutreffend. 
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Die Kommission soll anscheinend über Vor- 
schläge für Maßnahmen zum Schutz der Bevöl- 
kerung vor Fluglärm Beschlüsse fassen (Ab- 
satz 3). Da die Interessen der Vertreter der i 
Gemeinden einerseits, der Vertreter der Luft- i 
fahrzeughalter und der Flugplatzhalter anderer- | 
seits bei einschneidenden Maßnahmen, wie z. B. ' 
bei einem Nachtstartverbot, häufig auseinander- 
gehen werden, müßte die Geschäftsordnung 
Mehrheitsbeschlüsse vorsehen. Indessen blieben 
Mehrheitsentscheidungen bei der nur pauschal 


geregelten Zusammensetzung der Kommission 
weiterhin dem Zufall überlassen. Die Genehmi- 
gungsbehörde soll sich nach Absatz 3 Satz 2 mit 
den Vorschlägen der Kommission auseinander- 
setzen. Dies begründet nicht bloß die Gefahr 
sachlich unergiebiger Diskussionen, die sich 
weithin in der Öffentlichkeit abspielen werden, 
sondern nötigt die Genehmigungsbehörde, 
wiederum auf den Rat der Sachverständigen zu- 
rückzugreifen, die schon in der Kommission mit 
der Angelegenheit befaßt waren. 
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